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betr. die Hochwasserschäden im Waldviertel (364/1);
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Abänderung des Verfahrens bei der Steuervorschreibung
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Verteilt wurden:

Regierungsvorlagen: B. 639, 640, 641.

Präsident Miklas eröffnet die Sitzung um

3 Uhr 25 Min. nachm, und erklärt die Protokolle

über die Sitzungen vom 19. und 20. Oktober

als genehmigt.

Der Ersatzmann für Rudolf Grub er, Mauritius

Klieber, leistet die Angelobung.

Eingelangt ist eine Regierungsvorlage, betr. Ab¬

änderung von Bestimmungen des Centralbankgesetzes

(II. Centralbanknovelle) (B. 641).

Laut Mitteilung des Herrn Bundeskanzlers ist die

infolge Wahl Dr. Kienböcks zum Bundesminister

für Finanzen- erledigte Stelle eines Mitgliedes des

Verfassungsgerichtshofes durch Wahl des National¬

rates zu besetzen.

Die Wahl wird aus die T. O. der nächsten

Sitzung gestellt.

Eine dringliche Anfrage Schneeberger, Pölzer

u. Gen. an die Bundesregierung, betr. die Ein¬

stellung von Mißbräuchen bei der Verwendung land¬

wirtschaftlicher Saisonarbeiter, lautet:

„Die sozialdemokratischen Abgeordneten haben mit

Antrag 262/A der Beilagen insbesondere begehrt, die

Regierung möge Vorsorge treffen, daß die Einreise

von Wanderarbeitern nur in eineni Umfang statt¬

findet, der durch die Verrichtung von Saisonarbeiten

gerechtfertigt ist, und die Regierung möge zu den

Verhandlungen über den Arbeitsvertrag für die

tschechoslowakischen landwirtschaftlichen Wanderarbeiter

die bestehenden Organisationen der inländischen Arbeit¬

nehmer in der Landwirtschaft heranziehen.

Nach langem Sträuben und erst auf wiederholtes

Drängen der sozialdemokratischen Abgeordneten hat

sich der Bundesminister Thaler dazu bereit gefunden,

die Organisationen der Arbeitnehmer in der Land¬

wirtschaft zu einer Aussprache über die Hereinbringung

ausländischer landwirtschaftlicher Arbeiter einzuladen.
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Nach einer schriftlichen Mitteilung des Bundes¬

ministers Thaler betrachtet er aber seine Aufgabe im

wesentlichen durch die Anhörung der Landarbeiter

erledigt. Da —- was vorauszusehen war — Arbeit¬

nehmer und Arbeitgeber nicht zu übereinstimmenden

Ansichten über die Lösung der Frage gekommen sind,

beabsichtigt er offenbar, einfach die Unternehmer-

Wünsche allein zur Grundlage der Verhandlungen

mit der Tschechoslowakischen Republik zu machen.

Dies darf aber nicht geschehen, wenn man nicht

größte Gefahren heraufbeschwörcn will.

Die Gefertigten richten daher an die Bundes¬

regierung die Fragen:

Ist sie bereit, Vorsorge zu treffen,

1. daß die Einreise von Wanderarbeitern nur in

einem Umfange stattfindet, der durch die Verrichtung

von Saisonarbeiten gerechtfertigt ist?

2. daß die Einreise von ausländischen Wander¬

arbeitern unter die Kontrolle eines paritätischen Bei¬

rates gestellt wird?

3. daß beim Abschluß des Arbeitsvertrages für

das nächste Jahr vermieden wird, unter die allge¬

meinen Pflichten des Arbeitnehmers eine Bestimmung

aufzunehmen, wonach dieser zu anderen als zu

Saisonarbeiten verhalten werden darf?

4. daß zu den Verhandlungen über den Arbeits-

Vertrag für die tschechoflowakischen landwirtschaft¬

lichen Wanderarbeiter die bestehenden Organisationen

der inländischen Arbeitnehmer in der Landwirtschaft

herangezogen werden?"

Es wird zur T. O. übergegangcn, das ist die

Wahl des Dritten Präsidenten des Nationalrates.

Präsident: Gemäß § 61 G. O. hat die Wahl

des Präsidenten des Nationalrates durch Namens¬

aufruf der Abgeordneten zu erfolgen. Dieselben haben

ihre Stimmzettel in die in der Mitte des Saales

stehende Urne zu hinterlegen. Wer beim Aufruf des

Namens im Saale nicht anwesend ist, darf nach¬

träglich keinen Wahlzettel mehr abgeben. Ich bitte

nunmehr den Herrn Schriftführer, mit dem Naniens-

aufrnf zu beginnen. (Tiber Namensaufruf seitens

des Schriftführers Sever geben die Abgeordneten

die Stimmzettel ab.)

Die Stimmenabgabe ist geschlossen. Zur Vor¬

nahme des Skrutiniums unterbreche ich die Sitzung

auf einige Minuten. (Nach Wiederaufnahme der

Sitzung:)

Hohes Haus! Ich nehme die unterbrochene Sitzung

wieder auf. Das Ergebnis der Wahl des Vize¬

präsidenten des Nationalrates ist folgendes: Die

Zahl der abgegebenen Stimmen beträgt 128, hievon

sind leer, daher ungültig 53; die Zahl der gültigen

Stimmen beträgt sonnt 75. Sie entfielen alle auf

den Abg. Dr. Leopold Waber.

Ich richte nunmehr an den gewählten Präsidenten

Dr. Leopold Waber die Frage, ob er gewillt ist,

diese auf ihn entfallene Wahl anzunehmen.

Dr. Waber: Ich danke dem hohen Hause für

das mich ehrende Vertrauen. Ich gebe die Ver¬

sicherung ab, daß ich die Pflichten als gewählter

Präsident, getreu der Tradition des Präsidiums, in

unparteiischer Weise wahrnehmen werde, und bitte

alle Herren und Frauen dieses hohen Hauses um

ihre Unterstützung. (Beifall und Händeklatschen.)

Präsident: Das hohe Haus hat die Erklärung

gehört. Damit ist der Wahlakt beendet. Ich be¬

grüße den neuen Präsidenten Dr. Waber auch namens

des Präsidiums und bitte ihn um die Unterstützung

in der Führung der Geschäfte.

Es wird nunmehr die zu Beginn der Sitzung

verlesene dringliche Anfrage in Verhandlung

gezogen.

Schneeberger: Hohes Haus! Aus der Erkenntnis

heraus, daß in der Zeit der ungeheuren Arbeits¬

losigkeit es unbedingt notwendig ist, auch den land¬

wirtschaftlichen Arbeitsmarkt unter eine Kontrolle

zu stellen, und daß alles getan werden muß, um

die Verdrängung heimischer Landarbeiter durch den

Zuzug ausländischer Arbeiter hintanzuhalten, haben

wir bei der Verhandlung über das Jnlandarbeiter-

schutzgesetz einen langen und harten Kanipf für die

Einbeziehung der Landarbeiter geführt. Unser Kampf

ist mit dem Erfolge beendet worden, daß die land¬

wirtschaftlichen Groß- und Mittelbetriebe unter die

Bestimmungen des Jnlandarbeiterschutzgesetzes gestellt

wurden. Wir haben uns nach diesem Erfolg der

Hoffnung hingegcben, daß es uns gelingen wird,

mit diesen gesetzlichen Bestimmungen die Vertreibung

heimischer Landarbeiter aus den Gutshöfen und die

ärgsten Mißbräuche mit ausländischen Arbeitern zu

verhindern. Wir Rüssen aber leider feststellen, hohes

Haus, daß wir uns in dieser Hoffnung getäuscht

haben. Es hat sich immer mehr und mehr

herausgestellt, daß das zwischenstaatliche Überein¬

kommen, betr. die Einwanderung slowakischer Saison¬

arbeiter nach Österreich, und der dazugehörige

Arbeitsvertrag den Gutsbesitzern und ihrer Ver¬

mittlungsstelle die Möglichkeit gibt, weiter heimische

Landarbeiter aus den Gutshöfen zu verdrängen und

sie durch ausländische Saisonarbeiter zu ersetzen.

Schon im Februar und März sind uns Beschwerden

zugekommen, daß auf den Gutshöfen, insbesondere

im Grenzgebiete der Tschechoslowakei, in dem Moment,

als die tschechoslowakischen Saisonarbeiter eintrafen,

die ortsansässigen Taglöhner und ständigen Land¬

arbeiter entlassen wurden. Wir haben die Arbeiter

beruhigt, weil wir anfangs der Meinung waren,

daß es sich hier nur um ganz vereinzelte Fälle

handeln wird. Aber auch darin haben wir geirrt.

Es ist seit dem Frühjahr bis in die letzte Ver¬

gangenheit in einem Zuge ununterbrochen festgestellt

worden, daß einmal auf diesem Gutshof, dann wieder

auf den: andern sich dasselbe ereignet hat, daß

ständige heimische Arbeiter entlassen wurden und an
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ihrer Stelle, ja sogar zur Verrichtung von Gespann¬

diensten und von Stallarbeiten, slowakische Saison¬

arbeiter eingestellt wurden. Wir haben zum Beispiel

im März dieses Jahres die geradezu erschütternde

Erfahrung gemacht, wie in einigen Gutshöfen in

dem Moment, als die tschechoslowakischen Saison¬

arbeiter eintrafen, sämtliche ortsansässigen Taglöhner

entlassen wurden. (Hört! Hört!) Nun will ich nicht

hier eine Anklage erheben, ohne sie zu beweisen.

Ich werde mir erlauben, dem hohen Hause nun

eine Anzahl derartiger Fälle bekanntzugeben. So

haben wir zum Beispiel festgestcllt, daß bei dem

Gutsbesitzer Trinkaus in Karnabrunn in dem

Moment, als 40 slowakische Saisonarbeiter einge¬

stellt wurden, die ortsansässigen Taglöhner entlassen

wurden. Der Gutsbesitzer Wlcek, dem der Schaffler-

hof bei Lcobendors gehört, hat die ortsansässigen

Landarbeiter und Taglöhner, die schon durch Jahr¬

zehnte auf diesen! Gntshof Beschäftigung gefunden

haben, im heurigen Jahre abgewiesen und slowakische

Saisonarbeiter weit über den Bedarf eingestellt. Der

Gutsbesitzer Schuster, dem die Gutshöfe in Neuhof

und Siehdichfür im Bezirke Gänserndorf gehören,

hat ebenfalls an jenem i^age, als die slowakischen

Saisonarbeiter eintrafen, sämtliche ortsansässigen

Taglöhner entlassen. Nun wird immer die Behaup¬

tung aufgestellt, daß die ortsansässigen Taglöhner

ja nur vorübergehend zur Verrichtung von Arbeiten

auf deni Gutshofe ausgenommen wurden. Das Bei¬

spiel von Neuhof und Siehdichfür zeigt uns, wie

sehr diese ortsansässigen Arbeiter darauf gefaßt

waren, daß sie in dem Moment, wo die Slowaken

kommen, von ihrer Arbeit entlassen werden. Es ist

das nicht eine erfundene Behauptung, ich kann dem

hohen Hause die 55 Entlassungsscheine der Gnts-

verwaltung, die sich in meiner Aktentasche befinden,

jederzeit zur Verfügung stellen. An jenem Tage, als

die Slowaken auf dem Gutshose eintrafen und in

der Früh die ortsansässigen Taglöhner zur Ver¬

richtung ihrer Arbeit auf dem Gutshofe erschienen,

stand beim Eingang in den Gutshof der Gutsver¬

walter mit einer Anzahl Gendarmen (Hört! Hört!)

und eröffncte den 57 Arbeitern, daß nun, da die

Slowaken hier sind, es mit ihrer Beschäftigung ans dem

Hofe zu Ende ist. Das hohe Haus wird begreifen,

daß dieser Vorfall da draußen eine kleine Revolution

ausgelöst hat. Eine Deputation ist auch hier gewesen

und hat sich auch bei der n. ö. Landesregierung

über diese Vorgangsweise beschwert. Zur Illustration

möchte ich zu diesem Falle noch anführen, daß sich

in diesen beiden Orten und in der nächsten Um¬

gebung, wie das bei den Bürgermeisterämtern fest¬

gestellt wurde, zirka 130 ortsansässige Landarbeiter

befinden, die jederzeit bereit sind, diese Arbeiten zu

verrichten. Die sind heute arbeitslos und werden

naturgemäß versuchen, irgendwo im nächsten Jndustrie-

ort vorübergehend eine Beschästignug zu bekommen.

Der Gutsbesitzer Bader in Unter-Siebenbrunn, der

eine Spiritnsbrenncrei erbaut hat, hat hiebei tschecho¬

slowakische Saisonarbeiter als Bauhilfsarbeiter ver¬

wendet. Die österreichischen Hilfsarbeiter wurden

deshalb entlassen, weil sie nicht bereit waren, bei

einem Stnndcnlohn von — sage und schreibe —

30 g (Hört! Hört!) ihren Beitrag zu diesem

Kulturwerk der Errichtung einer Branntweinbrennerei

zu liefern. Der Gutsbesitzer Schönburg in Wetzlas

bei Allentsteig hat slowakische Saisonarbeiter zu Wald¬

arbeiten verwendet. Es dürfte dem hohen Hause

nicht unbekannt sein, daß es infolge der Krise auf

dem Holzmarkt, infolge der wesentlichen Einschränkung

der Holzschlägerungen in Österreich tausende quali¬

fizierte Berufsforstarbeiter gibt, die niit bestem Willen

keine Beschäftigung finden können. Da ist es jeden¬

falls angebracht, daß die Gutsbesitzer slowakische

Landarbeiter zur Verrichtung dieser Arbeiten heran¬

ziehen.

Es ist weiter festgestellt worden, daß der Guts¬

besitzer Weiner in Marienhos, in Pernhofen und

Stronsdorf, die Mährische Zuckcrindnstrie-A. G. in

Altprerau, Ruhhof, Blaustauden, Gciselbrecht, Unter-

Stinkenbrunn und Poysbrnnn, die Aktiengesellschaft

für landwirtschaftliche Betriebe in Rothenseehof,

Staatz, Stuttenhof und Steinabrunn, die Guts¬

besitzer Heindl und Samuel Löv in Markgraf-

Neusiedl, der Gutsbesitzer Rofenbaum in Groß-

Enzcrsdorf, der Gutsbesitzer Hascha in Marchegg-

Salmhvf, der Gutsbesitzer Kafka in Vösendorf, der

Gutsbesitzer Raddibor in Asparn an der Zaya, der

Gutsbesitzer Liechtenstein in Wilsersdorf, Erdberg

und Kettlasbrunn, das Stift Altenburg in Hof

Drösiedl, der Gutsbesitzer Glas in Prinzendorf usw.

tschechoslowakische Saisonarbeiter zur Verrichtung

jener Arbeiten verwendeten, die den ständigen heimi¬

schen Landarbeitern znkommen. Und aus allen diesen

Gutshöfen haben wir festgestellt, daß selbst bei Ge¬

spanndiensten, selbst zur Verrichtung der Stall¬

arbeiten slowakische Saisonarbeiter in Verwendung

genommen wurden.

Aber, hohes Haus, ein geradezu unerhörter Vor¬

fall ist es, der sich im Burgenland ereignet hat.

Im Bnrgenland gilt bekanntlich das Jnlandarbeiter-

schntzgesetz uneingeschränkt. Die Kommission bei der

Landesregierung entscheidet nun auch darüber, wie

viele slowakische Saisonarbeiter nach dem zwischen¬

staatlichen Vertrag in das Burgenland einwandcrn

dürfen. Die Kommission, bestehend ans Arbeitgebern

und Arbeitnehmern, hat in einer Sitzung mit ein¬

stimmigem Beschluß eine Entscheidung getroffen,

welche burgenländischen Großgrundbesitzern Slowaken

bekommen dürfen und welche sie nicht bekommen

dürfen. Ich wiederhole ausdrücklich, mit einstimmigem

Beschluß. Und trotz des einstimmigen Beschlusses

dieser Kommission sind auf eine Anzahl burgen¬

ländischer Gntshöse tschechoslowakische Saisonarbeiter
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mit Bewilligung des Bundesministeriums für Land-

und Forstwirtschaft hingekonimen. (Lebhafte Hört!-

Hört.'-Rufe.) Der Vertreter der Vermittlungsstelle

in der Schauflergasse, die vor einigen Jahren den

Großgrundbesitzern zugcschanzt wurde, hat dort nach

Schluß der Sitzung in den Tisch gehaut und der

Kommission mitgeteilt, daß er schon dafür sorgen

werde, daß trotz der Ablehnung dieser Ansuchen

durch die Kommission Slowaken auf die burgen¬

ländischen Gutshöfe hinkommen werden. (Hört! Hört!)

Wir haben dann in einigen Wochen leider feststellen

müssen, daß diese Drohung der Zentralstelle für

Landarbeit — so heißt diese Vermittlungsstelle —

wahr geworden ist. Selbst auf jene Gutshöfe, bei

denen die Vertreter der Arbeitgebcrorganisation der

Meinung waren, daß Slowaken nicht notwendig

sind, weil sie auch bisher nicht dort waren, sind

slowakische Saisonarbeiter hingekommen — es sind

dies die Maierhöfe der Groß-Zinkendorser Zucker¬

fabrik im Pullendorfer Bezirk, die Gutspachtung

Siegmund Steiner in Gattendorf, Sedlar in Friedrichs-

Hof, Ratzenböck in Baunien usw.

Hohes Haus! Es ist begreiflich, daß wir uns

gegen diese groben Mißbräuche mit den slowakischen

Saisonarbeitern immer bei den betreffenden Unter¬

nehmungen beschwert haben. Die Antwort, die wir

darauf bekommen haben, war folgende: Der zwischen¬

staatliche Vertrag und ganz besonders der Arbeits¬

vertrag für die slowakischen Saisonarbeiter gibt uns

das Recht, die ffchechoslowakischcn Saisonarbeiter zu

allen Arbeiten auf den Gutshöfen zu verwenden.

Wenn man den Vertrag durchlieft, so findet man

eigentlich nicht, daß das ein Saisonarbeitervertrag

ist, sondern der 8 2 des Vertrages, der die Ver¬

pflichtungen der beiden Vertragsparteien regelt, sagt

ausdrücklich: Die Arbeitnehmer verpflichten sich, jede

ihnen vom Arbeitgeber oder dessen Vertreter auf¬

getragene landwirtschaftliche Arbeit fleißig und ord¬

nungsgemäß zu verrichten. Es ist daher begreiflich,

daß sich die tschechoslowakischen Saisonarbeiter auch

dem Aufträge fügen müssen, die Arbeiten ini Kuh¬

stalle, in den Stallungen überhaupt und bei den

Gespannen zu verrichten. In weiterer Fortsetzung

der Umschreibung der Verpflichtungen dieser Arbeiter

finden wir, daß es dort heißt: Zur Zeit dringlicher

Feldarbeiten sind die Arbeiter verpflichtet, neben den

unaufschiebbaren Tagarbeiten auch die Stallarbcitcn

und andere Arbeiten zu verrichten. In dem Para¬

graphen, der die Entlohnung behandelt, finden wir

wieder eine Bestimmung, die besagt: Den im Stalle

und bei den Bespannungen einschließlich der Pflege

und Fütterung der Tiere arbeitenden Personen ge¬

bührt der einfache Taglohn auch für die Sonn- und

Fcicrtagsarbeit. Daraus ersehen Sie, daß schon beim

Vertragsabschluß darauf gesündigt wurde, Saison¬

arbeiter auch zur Verrichtung der ständigen Arbeiten

auf den Gutshöfen zu verwenden.

Wir haben uns natürlich nicht darauf beschränkt,

bei den Gutsbesitzern allein Beschwerde zu führen.

Wir haben ununterbrochen das Bundesministerium

für Landwirtschaft ans diese Mißstände aufmerksam

gemacht. Das Ministerium hat sich auch verpflichtet

gefühlt, an diese Zentralstelle für Landarbeit einen

Erlaß mit dem freundlichen Ersuchen hinauszugeben,

wenn irgendwo solche Mißstände bestehen, sie abzu-

stellcn.

Im n. ö. Landtag ist über Antrag der sozial¬

demokratischen Fraktion ebenfalls die mißbräuchliche

Verwendung der slowakischen Saisonarbeiter behan¬

delt worden, und der Landtag hat meines Wissens

mit einstimmigem Beschluß diese Verwendung zu

ständigen Arbeiten mißbilligt.

Wir haben uns aber auch bemüßigt gesehen, dieses

hohe Haus über diese Vorkommnisse zu unterrichten,

und haben in dieser Angelegenheit vor einigen

Monaten einen Antrag eingebracht. Dieser Antrag

konnte aus technischen Gründen tm Ausschuß für

soziale Verwaltung bisher nicht zur Verhandlung

kommen. Deshalb haben wir den Herrn Minister

Thaler gedrängt, im Verhandlungswege zwischen

Arbeitgeber- und Arbcitnehmerorganisation eine Be¬

reinigung dieser Frage herbeizuführcn. Der Herr

Minister hat es wohl nicht unterlassen, eine solche

Verhandlung anzuberaumen, aber wer zu dieser Ver¬

handlung nicht erschienen ist, das war der Herr

Minister Thaler. (Hört! Hört!) Es ist eine zweite

Verhandlung anberaumt worden, und wer zu dieser

Verhandlung wieder nicht gekommen ist, das war

der Herr Minister Thaler. (Hört! Hört!) Und nun

schreibt der Herr Bundesminister Thaler einen Brief,

worin er mitteilt, daß die beiden Aussprachen zwischen

Arbeitgebern und Arbeitnehmern nur das eine Er¬

gebnis gehabt haben, daß die Vertreter des Groß¬

grundbesitzerverbandes aus der Schauflergasse alle

Forderungen, die wir gestellt haben, abgclehnt haben

und daß das Ministeriuni nunmehr seine Mission

in dieser Angelegenheit als erledigt betrachtet.

(Zwischenrufe.) Wir verstehen einfach nicht, daß

deshalb, weil die Vertreter der Unternehmer, der

Großgrundbesitzer nicht wollen, daß in einer ein¬

wandfreien Kontrolle der Bedarf und die Verwen¬

dung dieser Saisonarbeiter festgestellt werden, was

wir vorausgesehen haben, dies nun für das Mini¬

sterium für Landwirtschaft den Anlaß gibt, zu sagen,

daß diese Angelegenheit damit überhaupt erledigt ist.

Man hat uns bei diesen Verhandlungen mit deni

Motto abgefertigt: Das ist eine Sache, die wir uns

selbst ausniachen, und Ihr habt gar nichts dreinzu¬

reden! Ich bitte Sie, meine Herren, spielen Sie

nicht nnt diesem Gedanken, daß die inländischen

Landarbeiterorganisationen in diese Angelegenheit

nichts dreinzureden haben, sonst könnte es Ihnen

einmal passieren, daß die Konsumenten, wenn sie in

Österreich billigen tschechischen Zucker oder billiges
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ungarisches Mehl haben wollen, Ihnen auch zur

Anwort geben: Da haben Sie nichts dreinzureden.

(Sehr richtig!) Genau so, wie die landwirtschaft¬

lichen Unternehmer daran interessiert sind, in welchem

Ausmaße und zu welchen Preisen ausländische land¬

wirtschaftliche Produkte nach Österreich kommen, ein

genau so großes Interesse haben die landwirtschaft¬

lichen Arbeiter in Österreich daran, zu welchen Preisen

und in welchem Ausmaße ausländische landwirtschaft¬

liche Arbeitskraft nach Österreich eingcführt wird.

(Lebhafter Beifall.) Wenn Sie, meine Herren, in

Konsequenz dieser Haltung des Großgrnndbesitzer-

verbandes fortfahren, in dieser Angelegenheit Ihre

Politik zu machen, dann kann es Ihnen passieren,

daß Ihnen anläßlich von Zollverhandlungen einmal

eröffnet wird, daß in diese Verhandlungen die land¬

wirtschaftlichen Unternehmervertretungen auch nichts

dreinzureden haben.

Ich bedaure sehr, daß der Herr Minister für

Landwirtschaft heute nicht anwesend ist, aber ich

bedaure noch mehr, daß der Herr Minister für Land¬

wirtschaft sich vielleicht in einem Tiroler Bauern¬

hause sehr gut auskeunt, aber von diesen Zuständen

absolut nichts verstehen kann. (Sehr richtig!) Die

Industrielle Bezirkskommission in.Wien hat festgestellt,

daß unter den zehntausenden, dort zur Vermittlung

vorgemcrkten Arbeitslosen sich mehrere tausend ehe¬

malige Landarbeiter befinden. Alle Menschen wissen,

wie schwer es ist, einen landwirtschaftlichen Arbeiter,

der einmal von der Landarbeit abgewandert ist und

in der Industrie Beschäftigung gefunden hat, wieder

zur Landarbeit zurückzubringen. Wir haben diesen

Versuch unternommen, der Versuch hat einige kleine

Erfolge gezeitigt, aber wir alle zusammen glauben

kaum, daß dieser Versuch über seine kleinen Anfänge

hinauskommen wird. Gerade deshalb ist es um so

unverantwortlicher, Arbeiter, die sich draußen auf

den Gutshöfen befinden, die gewillt sind,*ihren Beruf

zu erfüllen und ihrer Arbeitsverpflichtung nachzu¬

kommen, durch eine so gewissenlose Behandlung dieser

Frage, wie es die Einwandekung und Verwendung der

slowakischen Saisonarbeiter ist, zu vertreiben und sie zu

zwingen, in die Industrie abzuwandern. (Sehr richtig!)

Die Gefahr, die bannt verbunden ist und dabei

droht, kann man erst richtig einschätzcn, wenn man

weiß, daß nicht nur in der Vergangenheit schon ein

großer Teil der Gutshöfe in Österreich tschecho¬

slowakischen Besitzern und Eigentümern gehörte, sondern

daß gerade in der letzten Vergangenheit in den

letzten Jahren systematisch die Besitzergreifung von

tschechoslowakischen Kapitalisten an unseren Gutshöfen

durchgeführt wird.

Wir haben uns der Mühe unterzogen, die Besitz-

Übertragungen und die Übertragungen von GutS-

pachtungen in der letzten Zeit zu registrieren, und

haben da unter anderem folgendes festgestellt, die

Mährische Zuckerindustrie-A. G. in Grnßbach hat

schon seit vielen Jahren die Höfe Altprcrau, Ruhhof,

Blaustauden, Poysbrunn, Unter-Stinkeubrunn und

Geiselbrecht in Besitz. Die Aktiengesellschaft für

landwirtschaftliche Betriebe, deren Hauptaktionär die

Gödinger Zuckerfabrik ist, hat schon seit längerer

Zeit die Höfe Steinabrunn, Stuttenhof, Staatz,

Rothenseehof, Aichhof, Ebcrgassing und Kathrinenhof.

Die zahlreichen Liechtensteinschen Gutshöfe gehören

der Zentralverwaltung der Liechtensteinscheu Be¬

sitzungen in Feldsberg, Südniähren. Ebenso unter¬

stehen die umfangreichen Schwarzenbergschen Be¬

sitzungen in Niederösterreich der Zcntralverwaltung

in Budweis.

So haben die tschechischen Juden Gebrüder

Goldmann die Gutshöfe Käshof, Parndorf, Neu¬

dorf, Neuhof, Pachfurth langfristig gepachtet. Die

Höfe Seibersdorf, Mitterndorf und Unter-Walters¬

dorf gingen vor kurzem in den Besitz des tschechischen

Juden Falus über. Der Gutshof Petronell kam

vor einem Jahr in den Besitz des tschechischen

Juden Grünbaum. Bor kurzem verkaufte selbst der

ehemalige Finanzminister Segur (Hört! Hört!) die

Gutshöfe Zistersdorf, Eichhorn und Drösing an die

tschechischen Juden Brüder Steiner. Der ehemalige

Drasche-Besitz Ebreichsdorf ging an den tschechischen

Juden Habich über; der Gutshof Vösendorf an den

tschechischen Juden Kafka; der Gutshof Eichhof bei

Anzbach au den tschechischen Juden Bongards;- der

Gutshof Bernhardsthal an den tschechischen Juden

Mandl; die Gutshöfe Siehdichfür und Neuhof an

die tschechischen Juden Schuster und Tauber; der

Gutshof Falkenhof in Himberg an den tschechischen

Juden Weißkopf; der Gutshof Trautmannsdorf,

Batthyanyhof, Karlhof und Weidnerhof an den

tschechischen Juden Dunjersky; der Gutshof Siern-

dorf an den tschechischen Juden Küen; der Gutshof

Feldhof bei Unter-Siebcnbrunn an den Tschechen

Kratschmann; der Gutshof Schadorf an den polnischen

Juden Behler; der Gutshof Enzersdorf an der

Fischa an den Tschechen Fieder; der Gutshof

Hermiuenhof an den tschechischen Juden Munk; der

Gutshof Fliegerhof in Fischamend an den Tschechen

Maywald; der Gutshof Salmhos bei Marchegg an

den tschechischen Juden Fuchs; der Gutshof Tier¬

gartenhof bei Drascnhofen an den tschechischen

Juden Roscnberg; die Höfe Pernhofcn, Maricnhof,

Stronsdorf an den tschechischen Juden Jacques

Weiner; der Gutshof Friedrichshof an den tschechischen

Juden Sedlar; die Gutshöfe Mönchhof und

Edmundshof, ein Besitz des Stiftes Heiligenkreuz,

gingen an die Juden Mayer & Grünbaum über;

die Gutshöfe Potzneusicdl und Gattcndorf an den

Juden Steiner; der Gutshof Güssing an den

ungarischen Juden Spitzer uff. Hohes Haus! Ich

könnte diese Vorlesung fortsetzen. Ich möchte aber,

uni nicht mißverstanden zu werden, eine Bemerkung

dazu machen. (Zahlreiche Zwischenrufe und Unruhe.)
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Präsident: Ich bitte um Ruhe! Herr Abg.

Schneeberger hat ganz allein das Wort.

Schneeberger: In der Tschechoslowakei besteht

bekanntlich ein Bodenreformgesetz, und nachdem die

tschechischen Behörden, die der bürgerlichen Regie¬

rung der Tschechoslowakei unterstehen, sonderbarer¬

weise nicht jenen großartigen Respekt vor dem

heiligen Eigentuni haben, als das bei uns der Fall

zu sein scheint, arbeitet das Bodenamt in der

Tschechoslowakei ziemlich rasch und ausgiebig.

(Zwischenrufe.) Monat für Monat werden dort

hunderte und tausende Joch den Großgrundbesitzern

enteignet, und die so enteignetcn Großgrundbesitzer

in der Tschechoslowakei versuchen, sich an dem Grund¬

besitz in Österreich durch Auskäufe und Pachtungen

schadlos zu halten. Es ist natürlich begreiflich, daß

diese Gutsbesitzer, die fast lauter Ausländer sind,

das Bestreben haben, sich nicht nur billige Arbeits¬

kräfte aus der Tschechoslowakei zu beschaffen, sondern

daß sie es auch aus nationalistischer Einstellung

vorziehen, die deutschen, die österreichischen Land¬

arbeiter aus den Gutshöfen hinauszubringen und

an ihrer Stelle ihre Landsleute, tschechische Arbeiter,

einzustellen. Das führt natürlich dazu, daß ununter¬

brochen österreichische Landarbeiter von den Guts¬

höfen verdrängt werden und das ganze Grenzgebiet und

darüber hinaus das Gebiet, wo der niederösterreichische

Großgrundbesitz dominiert, systematisch slowakisiert

wird. (Hört! Hört!) Herr Bundeskanzler! Wenn

das so weitergeht, wird es nicht mehr lange

dauern und Sie werden von Dutzenden Dörfern

dieses Grenzgebietes aus Grund der Bestimmungen

des Friedensvertrages die Forderung nach Errichtung

von tschechischen Schulen bekommen (Zustimmung),

und es wird Ihnen dann als getreuer Vertrags¬

partner nichts übrigblciben, als sich niit Ihren

großdeutschen Ministerkollegen auseinanderzusetzen, in

welcher. Art und Weise Sie diese nationale Pflicht

erfüllen werden. (Zustimmung.)

Aber wenn wir das alles noch ertragen können,

so können wir es unmöglich ertragen und länger

aushalten, daß in der Zeit der ungeheuren Arbeits¬

losigkeit durch diese Politik auf dem landwirtschaftlichen

Arbeitsmarkt die Arbeitslosigkeit ganz ungebührlich,

ganz ohne jeden Zwang und ohne jede Notwendigkeit

noch immer vermehrt wird. Es gibt uns dieser

sogenannte kleine Grenzverkehr genügend zu schaffen.

Es besteht bekanntlich auch ein Staatsvertrag, der

diesen kleinen Grenzverkehr innerhalb einer Zone

von 15 Kilometer regelt. Während die tschechischen

Grenzbehörden bei Grenzübertritten von Österreichern

sehr rigoros Vorgehen, haben die österreichischen

Grenzbehörden, wie wir in Erfahrung gebracht haben,

durch Jntervension von politischen Mandataren, durch

die Landesregierung und Bezirkshauptmannschaften

Auftrag bekomnien, dieser sogenannten wilden Ein¬

wanderung kein Hindernis in den Weg zu legen

(Hört! Hört!), und es hat sich bei der Verhandlung

im Ministerium für Landwirtschaft niit der Organi¬

sation der Großgrundbesitzer herausgestellt, daß hier

eine kontrolloseste Wirtschaft herrscht. Dort hat ein

Vertreter des Großgrundbesitzerverbandes — ich kann

auch den Namen mitteilcn, die Beamten des

Ministeriums kennen den Namen — mitgeteilt, daß

die Erhebungen ergeben haben, daß die Bezirks¬

hauptmannschaft Mistelbach, angeblich über höhere

Weisung, den Grenzorgaucn den Auftrag gegeben

hat, sie möchten diese Einwanderer nicht zurückweisen,

sondern sie anstandslos passieren lassen. (Hört!Hört!)

Das allein genügt, um dieses Gebiet, diese Zone

von 15 Kilometer, planmäßig zu slowakisieren. Das

allein würde uns genug zu schaffen machen.

Nun kommt noch die mißbräuchliche Verwendung

von slowakischen Saisonarbeitern dazu, die sich auf das

ganze Gebiet des niederösterreichischen Großgrund¬

besitzes erstreckt. Wenn wir darüber bittere Klage

und Beschwerde führen, so geschieht dies nicht

deshalb, weil wir gegen diese flowakischen Saison¬

arbeiter sind, im Gegenteil wir bedauern geradezu,

daß diese Menschen sich in einer solchen wirtschaft¬

lichen Lage befinden, daß sie sich als Opfer der

Ausbcutungslnst und zur Slowakisierung von Nieder¬

österreich durch die österreichischen Großgrundbesitzer

und die österreichischen Behörden mißbrauchen lassen

müssen. Nicht aus nationalistischer Einstellung führen

wir hier den Kanipf. Wenn wir diesen Kampf führen,

so geht es uns einzig und allein um ein wirtschaft¬

liches und soziales Probleni.

Wir verstehen überhaupt nicht, was das Bundes-

ministerium für Land- und Forstwirtschaft seinerzeit

veranlaßte, diese Vermittlungsstelle wegzugeben und

ganz kontrollos der Organisation der Großgrund¬

besitzer auszuliefern. Einige Leute glauben, die

Lösung des Rätsels darin erblicken zu können, daß

der betreffende Hofrat, der diese Stelle im Land-

wirtschaftsministeriunl führte, nach seiner Pensionierung

dann bei den Großgrundbesitzern als Direktor dieser

Zentralstelle für Landarbeiter angestellt wurde. (Hört!

Hört!) Wobei noch zu bemerken ist, daß diese Ver¬

mittlung der slowakischen Saisonarbeiter ein durchaus

einträgliches Geschäft ist und man daher auch nicht

verstehen kann, daß in der Zeit der Sanierung das

Landwirtschaftsministerium sich dieses Geschäft ent¬

gehen ließ. Die Zinsen für die Kaution, die jeder

tschechoslowakische Saisonarbeiter erlegen muß, gehen

jährlich in die hunderte Millionen Kronen, die die

Organisation der Großgrundbesitzer einsteckt. Außerdem

wird noch eine Vermittlungsgebühr eingehobcn

(Zwischenrufe), darüber hinaus gibt es noch eine

Kopfquote für jeden tschechoslowakischen Saison¬

arbeiter. Das ist allerdings ein Geheimnis, und es

wäre meiner Meinung nach Aufgabe des Land¬

wirtschaftsministeriums, auch einmal in Erfahrung zu

bringen, wieviel man bezahlen muß, damit man
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einen solchen Sklaven nach Österreich hereinbekouimt.

(Zwischenrufe.)

Möge die Regierung zur Kenntnis nehmen, daß

wirk diesen Kampf nicht aufgeben. Die Kulturschande

dieses Sklavenhandels mit slowakischen Saisonarbeitern

wird von der Tribüne des Parlaments nicht eher

verschwinden, als die Regierung sich nicht der Mühe

unterzogen hat, unter Prüfung unserer konkreten

Vorschläge, die wir wiederholt in dieseni Hanse

gemacht haben, Ordnung in diese Angelegenheit zu

bringen. (Beifall und Händeklatschen.)

Bundesminister für soziale Verwaltung Dr. Resch:

Hohes Hans! Auf die Anfrage des Herrn Abg.

Schneeberger erlaube ich mir, im Namen der

Bundesregierung folgendes zu erwidern:

Es ist allgemein bekannt, daß Saison- und

Wanderarbeiter auch schon in der alten Monarchie

nach Niederösterrcich kamen, um hier Arbeit zu

suchen. Selbstverständlich war es auch im neuen

Österreich weiter notwendig, diese Wander- und

Saisonarbeiter zu verwenden. Über diese Frage

haben wir ja ziemlich lange verhandelt, als wir

das Jnlandarbeiterschutzgesetz durchberieten. Auch

damals waren sich alle darüber klar, daß man die

Saisonarbeiter aus der Tschechoslowakischen Republik

nach Niedcrösterreich hereinkommen lassen muß, weil

man diese Arbeiter unbedingt braucht. (Zwischen¬

rufe.) Wir haben bereits in das Handelsübereim

kommen mit der Tschechoslowakischen Republik vom

4. Mai 1921 eine Bestimmung darüber auf-

geuommen, daß ein Ressortübereinkommcn zwischen

dem österreichischen Landwirtschastsministerium und

dem tschechoslowakischen Ackerbauministerium ge¬

schlossen wird. Dieses Ressortübereinkommen ist

zuerst nur auf ein Jahr geschlossen worden, dann

auf unbestimmte Zeit, aber mit dem Rechte, cs

dreimonatig zu kündigen.

Wenn im Laufe der Ausführungen des Herrn

Abg. Schneeberger darüber Klage geführt wurde,

daß die Vermittlungsstelle ini Bundesministerium

für Land- und Forstwirtschaft aufgelassen wurde, so

ist es, glaube ich, den Herren bekannt, daß im

Laufe der Ersparungen, die die Sanierung mit sich

gebracht hat, auch diese Stelle aufgelassen wurde

und ihre Aufgaben der österreichischen Landwirt¬

schaftsgesellschaft übertragen wurden. (Zwischenrufe.)

Diese Übertragung ist im Jahre 1925 erfolgt, und

es ist dann mit der Landwirtschaftsgesellschaft ein

Vertrag abgeschlossen worden, durch den sich das

Bundesministerinm für Land- und Forstwirtschaft

das Recht Vorbehalten hat, eine gewisse Aufsicht

über diese Vermittlungsstelle anszuüben. Es hängt

also die Übertragung dieser Stelle an die Land¬

wirtschaftsgesellschaft nicht mit dem Abbau des

einen oder anderen Beamten im Landwirtschafts-

niinisterium zusammen. In Handhabung des Auf¬

sichtsrechtes ist die Bundesregierung bereit, Vorsorge

zu treffen, daß das Bundesministeriunl für Land-

und Forstwirtschaft künftighin die Heranziehung

ausländischer Arbeiter einer strengeren Überwachung

unterzieht als bisher, um zu verhindern, daß eine

größere Anzahl von Arbeitern hereinkommt, als

unbedingt notwendig ist, um die intensive Betricbs-

führung ausrechtzuerhalten. Jedenfalls wird die

Negierung dem Umstande ein Hauptaugenmerk zu-

weuden, daß durch die Heranziehung ausländischer

Wanderarbeiter keine Verdrängung inländischer

Arbeiter stattfindet, und ich glaube, das ist das

Wichtigste, was Sie hier erreichen wollen: daß

der bodenständige Landarbeiter nicht verdrängt wird.

Die Bundesregierung wird auch dafür sorgen,

daß die Wanderarbeiter, die Saisonarbeiter nur mit

Vertrag und nicht ohne Vertrag in Österreich

Arbeit finden. Bei einer strengen Beobachtung

dieses Gesichtspunktes wird auch gar keine Gefahr

darin zu erblicken sein, daß die Wander- und

Saisonarbeiter fallweise und vorübergehend, wie cs

in der Natur der Wirtschaft liegt, in dringenden

Fällen auch zu anderen Arbeiten herangezogeu

werden als zu ausgesprochenen Saisonarbeiten. Auf

diese Weise wird verhindert, daß der bodenständige

Landarbeiter verschwindet. Wenn der Saisonarbeiter

unbedingt gebraucht wird, muß er fallweise auch

für andere Arbeiten Verwendung finden.

Wenn Sie verlangen, daß die Bundesregierung

einen eigenen Beirat schaffen soll und daß unter

der Kontrolle dieses paritätischen Beirates die Ein¬

wanderung der Saisonarbeiter zu erfolgen hat, so

habe ich darauf im Namen der Bundesregierung

zu erklären, daß die Regierung nicht in der Lage

ist, einen solchen Beirat zu schaffen und eine solche

Kontrolle ausüben zu lassen. (Rufe: Warum nicht?)

Durch das Ressortübereinkommen sind wir ver¬

pflichtet, uns genau an die Bestimmungen dieses

Übereinkommens zu halten, und es ist darin genau

festgelcgt, welche Organisationen zu den Verhand¬

lungen über den Vertragsabschluß zuzuziehen sind.

(Dr. Bauer: Das ist etwas ganz anderes!) Das

ist der vierte Punkt des Übereinkommens. Eine

Heranziehung anderer Organisationen zum Vertrags¬

abschlüsse selbst ist daher nicht möglich, doch ist die

Regierung bereit, wie es bereits Minister Thaler

ausgesprochen hat, vor Abschluß des Vertrages die

Organisationen der Landarbeiter heranzuziehen und

mit ihnen zu verhandeln. (Dr. Bauer: Nur das

zuzugestehen, was die Unternehmer erlauben!) Das

ist von keiner Seite behauptet worden und wird

auch nicht der Fall sein. (Zwischenrufe.) Der

Herr Abg. Schneeberger hat eine größere Anzahl

von sogenannten Mißständen und Mißbräuchen vor¬

gebracht. Die Bundesregierung wird die einzelnen

Fälle genau überprüfen und wird dem hohen Hause

darüber Bericht erstatten. (Beifall und Hände¬

klatschen. — Zwischenrufe.)
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Eisenhut: Hohes Haus! Die Landarbeiterfragc

ist eine der brennendsten Fragen nicht nur für uns,

die Vertreter der Landwirtschaft, sondern für die

ganze Volkswirtschaft. Wir wissen, daß die Land¬

wirtschaft auch bei Verwendung von Maschinen

imnier über die notwendigen Arbeitskräfte verfügen

muß und daß wir schon wieder sehr schwer unter

der Landflucht leiden, speziell in den Grenzgebieten,

die früher die Arbeiter fast durchgehends — ob es

nun Dienstboten bei den Bauern oder landwirt¬

schaftliche Arbeiter auf Gutshöfen waren — aus

Mähren bezogen haben, wobei es sich in den nicisten

Fällen um deutsche Arbeiter handelte; es sind ja

das nicht lauter Tschechoslowakei:, wie hier behauptet

wurde, sondern deutsche Arbeiter, die leider in der

heutigen Tschechoslowakei leben.

Wir Vertreter der Landwirtschaft stehen gclviß

auf dem Standpunkt, daß man zuerst die Jnland-

arbeiter beschäftigen soll, und es fällt uns gar nicht

ein, diese verdrängen zu wollen. Wenn die Beispiele,

die der Herr Kollege Schneeberger angeführt hat,

richtig sind — ich habe es nicht untersuchen können,

mir selbst ist nichts davon bekanntgeworden —,

so handelt es sich hiebei um Übergriffe. (Pölzer:

Sie sind der Vermittler für die Großgrundbesitzer!)

Nein, nein, ich werde aufklären, wo ich vermittelt

habe. (Pölzer: So einen Pack haben Sie ver¬

mittelt!) Sagen Sie nicht etwas, was unwahr ist.

Ich habe nur. in einem Fall vermittelt, und das

werde ich dann aufklüren. Ich möchte nur an die

Schlußworte des Herrn Ministers anknüpfen, der

gesagt hat, wenn die Verträge eingehalten werden,

besteht ja gar keine Möglichkeit eines Übergriffes.

Warum? Weil die Saisonarbeiter, wirklich nur für

Saisonarbeiten bestimmt sind. Als Saisonarbeit kommt

in Betracht: In erster Linie die Rübenarbeitcn, dann

Ernte und Drusch, und nach der Rübenernte ini Herbst

müssen diese Arbeiter vertraglich Niederösterreich ver¬

lassen. Sie dürfen ja nicht hierbleiben. Wenn derVcrtrag

eingehalten wird . . . (Zwischenrufe Pölzer.) Wenn

einzelne Übergriffe vorgekommen sind, was ja möglich

ist, so darf man doch nicht generalisieren. Mir sind

solche Fälle nicht bekanntgeworden, sonst hätte ich

gewiß auch eingegriffen. Wenn aber zum Beispiel

ein Arbeiter krank wird und vielleicht für ein oder

zwei Tage an dessen Stelle ein Saisonarbeiter ver¬

wendet wird, so halte ich das noch nicht für einen

Übergriff. Wenn aber das, was der Herr Kollege

Schneeberger gesagt hat, daß nämlich mit dem Tage,

wo die Saisonarbeiter eingestellt wurden, die Jnland-

arbeiter entlassen wurden, auf Wahrheit beruht, so

verwerfen wir das. Das müßte aber erst genau auf¬

geklärt werden. In vielen Fällen ist die Sache ja

so, daß auf den Gutshöscn im Winter Leute be¬

schäftigt werden, die als Kleinbauern eine kleine

Wirtschaft haben oder die im Sommer als Maurer

oder Ziuimerleutc tätig sind, wie das auf dem Lande

vorkvmmt, und dann im Winter, weil sie keine Be¬

schäftigung haben, auf dem Gutshof kleinere Arbeiten

verrichten, wie zum Beispiel TAnger führen, Dünger-

breiten und dergleichen. Daß diese Leute dann im

Sommer am Gutshof keine Beschäftigung haben, ist

richtig, weil sie eben im eigenen Betrieb oder in

dem Gewerbe, daß sie ausüben, tätig sind. Daß sie

aber staiite pede entlassen werden, kann ich nicht

begreifen, denn die Saisonarbeiter werden termin¬

gemäß nach dein Vertrag im Frühjahr eingestellt

und müssen, wenn es ordentlich gehandhabt wird,

mit dem Termin, im November, Niederösterreich ver¬

lassen. Mir ist jedenfalls kein solcher Fall bekannt.

Was nun die Frage meiner Intervention anlaugt,

verhält sich die Sache folgendermaßen: Zu Beginn

der heurigen Erntearbeiten haben wir uns, da in¬

folge des vielen Regens das Getreide gelagert ist,

gesagt, daß wir trachten müssen, Erntearbeiter zu

bekommen, weil wir eben mit den Maschinen Heuer

nicht arbeiten konnten. Es sind zu mir eine Menge

von kleinen Landwirten — nicht Großgrundbesitzer,

nur um Kleinbauern hat es sich gehandelt — ...

(Pölzer: Ich werde Ihnen schon sagen, wie die

Kleinbauern ausschauen!) Ich werde ja den Namen

nennen. . . . gekominen, und zwar gerade aus den

Grenzgebieten von Wildeudürnbach, Wurzelshofen,

Neudorf, Stinkenbrunn nsw., und haben gesagt, daß

die Erntearbciter, die sie früher immer gehabt haben,

bevor das Jnlandarbeiterschutzgesetz gemacht wurde,

ihnen geschrieben Hütten, sie könnten nicht herüber¬

kommen, cs seien einzelne schon über die Grenze

gegangen aber von der Gendarmerie ausgegriffen

und zurückgesandt worden, weil diese Arbeiter nicht

als Saisonarbeiter gelten. Infolgedessen intervenierte

ich, und es hat eine Konferenz im Wanderungsamte statt -

gcfunden, bei der sieben oder acht Beamte vom Mini¬

sterium für soziale Verwaltung, vom Landwirtschafts-

ministerium und vgm Wanderungsamt anwesend

waren und bei der man sich nach längerer Debatte

dahin geeinigt hat, daß man diese Arbeiter, die nur

für die Ernte — für 14 Tage oder 3 Wochen —■

eingestellt werden sollen, anstandslos herüberläßt,

weil es nicht mehr möglich ist, den langen Weg

der Einreichung usw., wie er durch das Jnland-

arbeiterschutzgcsctz vorgesehen ist, zu wählen, da bis

dahin die Ernte verdorben sein würde.

Sv ist es geschehen, daß auch zum Weiner auf

den Gutshof Pernhofen Leute als Erntcarbeiter

herübergekommcn seien, von welchen behauptet wurde,

daß diese zu anderen Arbeiten verwendet worden

sein sollen. Auf das hinauf habe ich selbst dort

interveniert und gefunden, daß die Behauptung

unrichtig war. Der Bürgermeister und der Gen¬

darmerieinspektor machten mir die Mitteilung, daß

diese Arbeiter gleich nach der Ernte und noch bevor

der Beamte hinauskam, fortgcschickt wurden. Ich

habe erklärt, daß ich nicht damit einverstanden bin, daß
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diese Arbeiter zu anderen als Erntearbeitcn verwendet

werden. Das gebe ich ohne weiteres zu, daß hier

scheinbar ein Übergriff vorlag, weil die Leute bei

den oft tagclangen Regen während der Ernte zu

anderen Arbeiten verwendet worden sind. Aber auf

meine Intervention hin und weil auch der Besitzer

nicht den Schein erwecken wollte, daß hier ein Über-

griff geschieht, hat man die Leute znrückgcschickt.

Was die Frage anlangt, daß die niederösterreichischen

Besitzungen durchwegs an Juden übcrgcgaugen sind,

möchte ich nur fcststellcn, daß das nicht jetzt ge¬

schehen ist, sondern daß die Verpachtungen, um

die es sich hier handelt, schon vor Jahrzehnten er¬

folgten. Gerade die Gutshöfe, die in meiner Heimat

liegen, wurden von der Grußbachcr und der Gödiuger

Zuckerfabrik vielleicht schon vor 20 oder 30 Jahren

gepachtet, weil diese Besitzungen damals zum alten

Österreich gehört haben. Die Fabriken haben die

Gntshöfe zu einem verhältnismäßig hohen Preise

gepachtet, weil die Besitzer mindestens der Anschauung

waren, sic fahren mit der Verpachtung besser als

mit dem Eigeubetrieb; tatsächlich haben diese Pächter

hohe Beträge zahlen können, weil sie ja Industrie

und Landwirtschaft unter einem geführt haben. Es

ist auf diesen Höfen Zuckerrübe gebaut worden, die

dann in die Zuckerfabriken nach Grußbach und

Göding gekomuien ist. Die Pachtverträge sind heute

teilweise noch in Geltung, woran niemand etwas

ändern kann. Es ist Tatsache, daß die meisten Guts-

betriebe verpachtet sind. Kollege Schnceberger hat

das aber so dargestcllt, als ob die Besitze alle in

das Eigentum von Juden übergegangen wären. Ich

kann nur das eine sagen: Ich selber bin Mitglied

der Grundverkehrskomniission in Laa an der Thaya,

und wir haben niemals die Zustimmung gegeben,

daß ein solcher Gutsbesitz jetzt verkauft wird.

(Zwischenrufe.) Ich stelle das hier fest. (Hammer¬

storf er: Wer hat die Zustimmung gegeben?) Das

weiß ich nicht. Die Grundverkehrskommission als

erste Instanz hat sie nicht gegeben; wenn sie von

einer höheren Instanz gegeben worden ist (Zwischen¬

rufe), entzieht sich das meiner Beurteilung. Ich

kann nur nochmals sagen, daß wir die Zustiunnung

dazu nicht gegeben haben. Daß es durchaus Juden

sind, ist teilweise auch unrichtig. (Zwischenrufe.)

Mich interessiert das auch gar nicht, ob es Juden

sind oder Christen, ich sage nur, daß die ganze

Sache aufgcbauscht wird und daß einzelne Fälle

herausgenommen und sodann generalisiert werden. Ich

möchte noch feststellen, daß vor dem Jnlandarbcitcr-

schutzgesetz die Saisonarbeiter auch herübergekommen

sind. Das ist also nichts Neues. Wir waren damals,

als wir das Jnlandarbeiterschutzgesetz geschaffen

haben, der Meinung, daß damit Remedur geschaffen

wird. Wir wissen, daß seit dem Inkrafttreten des

Gesetzes und seit der später erschienenen Verordnung

niemand frei herüberkommen darf außer landwirt¬

schaftlichen Dienstboten, die wir unbedingt notwendig

brauchen, was ich ja auch immer vertreten habe,

daß aber Saisonarbeiter nur auf Grund dieser Ver¬

träge herüberkommen dürfen. Ich erkläre noch ein¬

mal: Wenn solche Übergriffe Platz greifen, so bin

ich selbst der letzte, der das unterstützt — wir wollen

ja vor allem unsere inländischen Arbeiter beschäftigen.

Aber anderseits möchte ich Ihnen doch auch mit-

tcilcn, daß wir Versuche mit Arbeitslosen gemacht

haben, und gerade jetzt sind von der Industriellen

Bezirkskommission in Laa Versuche geinacht worden,

Arbeitslose, die früher der Landwirtschaft angehört

und die teilweise sogar nmgelernt haben, herauzu-

ziehen. Aber wie sie hinausgekoinmen sind, hat uian

sic halt doch nicht recht verwenden können. Ich

könnte Ihnen da eine Menge von Episoden er¬

zählen, aber mit Rücksicht auf die Kürze der Zeit

ist es nicht möglich. Anderseits sind in Wilden¬

dürnbach, in Kottingncusiedl, in Neu-Ruppersdorf

und in Enzersdorf bei Staatz Meliorationen durch¬

geführt worden, man hat Arbeitslose dazu verwendet,

aber nach vier, fünf bis sieben Tagen sind sic wieder

abgewandert. (Widerspruch.) Ich kann Ihnen das

bestätigen; wenn die Obmänner der Wasscrgenossen-

schaften mir selbst mitteilen, daß die Leute nicht die

nötige Beschuhung gehabt haben und daß sie physisch

die Arbeit nicht ausgehaltcn haben, so wird das

wohl richtig sein. Ich erkläre Ihnen noch einmal, wir

sind bereit, die Leute zu beschäftigen. Welches Inter¬

esse hätten wir denn daran, daß wir die Jnland-

arbeiter darben lassen und die Arbeitslosenunterstützung

zahlen und anderseits die ausländischen Arbeiter

hereinnehmen? Wir haben gar kein Interesse daran.

Aber Tatsache ist, daß diese Arbeitslosen meist

physisch die Arbeit den ganzen Tag über in der

Sonne draußen nicht aushalten. (Schiesinger:

Warum halten sie es bei den Flußregulierungen

aus?) Damit ist nicht gesagt, daß kein Arbeitsloser

die Arbeit aushält, aber die meisten haben es nicht

ausgehalten. Wir haben diese traurige Erfahrung

bei der Herrschaft in Loosdorf gemacht. Dort sind

vor drei oder vier Jahren Arbeitslose beschäftigt

worden, und sie sind — ich glaube, das habe ich in

diesem Hause schon einmal erwähnt — um 2 Uhr

nachmittags vom Felde nach Hause marschiert. Ich

selbst habe sie einmal gefragt: Warum geht ihr

jetzt nach Hause, wo alle Hände voll zu tun sind?

und sie haben mir zur Antwort gegeben: Erstens

haben wir ohnehin schon acht Strmden gearbeitet und

zweitens halten wir das in dieser Hitze nicht aus!

Das sind Tatsachen, die vorgekommen sind. Ich will

aber nicht generalisieren und nicht in den Fehler

des Herrn Kollegen Schnceberger verfallen. (Ruf:

Überall sind Sie dabei!) Selbstverständlich, wenn

ich draußen in der Bevölkerung lebe und sich das

in nieiner Umgebung abspielt, so muß ich doch auch

davon wissen. Das ist doch klar. Ich kann selbst-

357
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verständlich mehr dabei sein als die Herren, die in

Wien sind. Es ist doch klar, daß ich davon wissen

und als Abgeordneter informiert sein soll, und ich

sage Ihnen ja, daß wir das abstellen, wenn so

etwas vorkommt, und daß wir dagegen sind. Aber

die Fälle, die der Herr Kollege Schneebcrger genannt

hat, sind mir nicht bckanntgeworden. (Huf: Obwohl

Sie überall sind!) Wenn ich tatsächlich sozusagen

der Vermittler der Großgrundbesitzer wäre, wie ich

hier genannt wurde, so müßte ich davon wissen.

Aber ich weiß nichts davon, weil ich mit den Groß¬

grundbesitzern gar nichts zu tun habe. Ich habe

mich nur in meiner Eigenschaft als Abgeordneter

bemüßigt gefunden, bei der Schaffung des Jnland-

arbeiterschutzgesetzes zu trachten, daß die Landwirt¬

schaft Arbeiter bekommt. Das ist die Kernfrage.

Ich habe eingangs meiner Ausführungen gesagt,

daß das die wichtigste Frage ist. Ich sage Ihnen,

mir macht die Arbeiterfrage die schwersten Sorgen,

weil wir die Landwirtschaft intensivieren sollen —

bei uns im Viertel unter dem Manhartsberg ist es

schon ziemlich geschehen. Aber dazu sind qualifizierte

Arbeitskräfte notwendig, und die kann man zum

Teil, namentlich im Rübenbau, nur wieder durch

Saisonarbeiter bekommen. Die Herren gestehen das ja

selber zu. Herr Dr. Bauer hat seinerzeit bei den Ver¬

handlungen im Unterausschuß selbst zugestanden, daß

er nicht dagegen ist, daß Saisonarbeiter herein-

kommcn. Es hat mich gefreut, daß die Herren ein-

sehen, daß wir, insolange es nicht möglich ist, daß

unsere Jnlandarbeiter so geschult sind, um diese

schweren Arbeiten in der Rübenkultur, die sehr rasch

geschehen müssen, leisten zu können, Saisonarbeiter

haben müssen.

Ich kann hier nur konstatieren, daß wir Ver¬

treter der Landwirtschaft in dieser Hinsicht in einer

Linie mit Ihnen marschieren. Wir stehen ans dem

Standpunkte, daß zuerst Jnlandarbeiter beschäftigt

werden sollen, aber wir müssen Saisonarbeiter

haben, wenn wir die intensive Rübenkultur und die

intensive Bearbeitung der anderen landwirtschaft¬

lichen Betriebe weiterführcn wollen. Wenn Über¬

griffe vorgekommcn sind, so sind sie zu rügen und

müssen abgestellt werden, und ich erkläre noch ein¬

mal, daß der Vertrag dafür bürgt. Natürlich müssen

die Behörden trachten, daß die Verträge gehalten

werden. Wenn alle Verordnungen, die auf Grund

des Jnlandarbeiterschutzgesetzes erlassen wurden, be¬

folgt werden, so bin ich überzeugt, daß wir uns

aus einer Linie und auf einem Wege treffen: zuerst

die Jnlandarbeiter beschäftigen, aber, soweit es not¬

wendig ist, auch die ausländischen Arbeiter. (Leb¬

hafter Beifall.)

Pölzer: Hohes Haus! Es ist wirklich zu be¬

dauern, daß der Herr Minister für soziale Ver¬

waltung den paritätischen Beirat hier abgelehnt hat.

Das zeigt nur, daß das Landwirtschaftsministerinni

kein Ministerium ist, das auch den Schutz der

Arbeiter im Auge hat, sondern nur die Interessen der

Großgrundbesitzer vertritt, denn sonst wäre esunmöglich,

daß cs der Forderung der Großgrundbesitzer, allein

zu entscheiden, nachgibt, da doch zur Landwirtschaft

auch die Arbeiter gehören. Wenn der Landwirtschafts¬

minister den Beirat ablehnt, so könnte ich das noch

verstehen, aber, wenn ihn der Minister für soziale

Verwaltung ablehnt, so ist das mehr als verwunder¬

lich. Wenn es wirklich so wäre, wie Kollege Eisen¬

hut gemeint hat, daß es sich nur um einige Über¬

griffe handelt, so würden auch wir verstehen, daß

ein Übergriff möglich ist. Wir haben dies ja bei

der Beratung des Jnlandarbeiterschutzgesetzes auch

sestgestellt. Aber daß die Übergriffe zur Regel werden,

enttäuscht uns doch, Herr Kollege Eisenhut, und ich

werde Ihnen deshalb einige Ziffern nennen, ans

denen Sie ersehen werden, daß es jetzt viel ärger

ist als vor dem Kriege.

Herr Kollege Eisenhut hat gemeint, daß die Er¬

scheinung nichts Neues ist, daß Landarbeiter aus

den Grenzgebieten nachNiederöstcrrcich herüberkommen.

Vor allem mache ich daraus aufmerksam, daß cs

sich größtenteils um slowakische Arbeiter handelt.

Wenn Kollege Eisenhut meint, daß die Leute vom

früheren Südmähren kommen, so ist das nur zum

Teil richtig; denn wenn jemand einmal nach Bockflicß,

Ancrsthal und in die ganze Gegend kommt und nicht

weiß, daß er da im Marchfeld ist, so würde er

glauben, sich in einem slowakischen Dorf zu befinden.

(Zustimmung.) Das sind nicht Arbeiter aus den

Grenzgebieten Südniährens, sondern das sind slo¬

wakische Arbeiter.

Wenn gesagt wurde, Kollege Eisenhut bemühe sich

sehr darum, den Großgrundbesitzern das Geschäft zu

erleichtern, so hat er ja selber zugestandcn, daß er

interveniert hat, und ich weiß aus verläßlicher Quelle,

daß er fortwährend interveniert. (Zustimmung.)

Natürlich wird Kollege Eisenhut nicht sagen, daß er

für den betreffenden Grundbesitzer interveniert, sondern

er erklärt: Wir haben Arbeitermaugel, daher müssen

wir die Slowaken hercinlassen! (Eisenhut: Das

tvar zur Erntezeit, da war es niemals anders!)

Ich bitte Kollege Eisenhut, gehen Sie an einem

Montag früh an die Grenze von Höflcin und Laa,

und Sic werden bemerken können, daß Hunderte von

Landarbeitern von drüben die Grenze passieren.

(Zwischenrufe.) Ich habe erhoben, daß auch Weisungen

des Ministeriums und der Bezirkshauptmannschaft

vvrliegcn, daß diese Leute einfach nicht mehr kon¬

trolliert werden. (Eisenhut: Das war nur in der

Ernte!) Ich weiß nicht, ob bei Ihnen die Ernte

46 Wochen dauert. (Heiterkeit.) Wir haben erhoben,

daß der größte Teil der sogenannten Saisonarbeiter

46 Wochen in Arbeit und eigentlich nur über die

Weihnachten zuHause ist. Sie werden zu allen möglichen

Arbeiten verwendet. Wenn eS so stünde, daß die
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Leute nur im Mai zur Hackfruchtarbeit kommen ■—

das haben mir ja zngcstanden; es wird aber die

Sache so gehandhabt, daß die Leute im Februar

kommen und im November Weggehen, also 46 Wochen

arbeiten und so die österreichischen Arbeiter voll¬

ständig verdrängen. (Eisenhut: Das sind Saison¬

arbeiter! — Sever: 46- Wochen-Saisonarbeiter! -—

Zwischenrufe.)

Präsident: Ich bitte um Ruhe.

Pölzer: Herr Kollege Eisenhut, das Ablengnen

nützt Ihnen gar nichts. Ich werde Ihnen Zahlen

vom heurigen Jahr nennen, die wir erhoben haben

und die geradezu erschreckend sind. In 429 Ge¬

meinden sind 11.849 einheimische Landarbeiter und

8834 tschechische Landarbeiter ganzjährig beschäftigt

(Hört! Hört!), und zwar ohne Saisonarbeiter, also

soviel tschechoslowakische Arbeiter als österreichische

Arbeiter, und zwar, wie gesagt, als ganzjährige

Arbeiter. Außerdem gibt cs an Saisonarbeitern 8969

beim Großgrundbesitz und 7000 beim Mittel- und

Kleinbesitz, zusammen 15.000 Saisonarbeiter. 15.000

und 8000, das macht zusammen 23.000 fremde

Arbeiter gegenüber 11.000 österreichischen Arbeitern.

Das sind die letzten Erhebungen. (Eisenhut: Daß

Ihnen kein Fehler unterlauft!) Herr Kollege Eisen-

hut, bringen Sie andere Daten! Das sind Ziffern,

die von uns erhoben wurden. Wenn Sie Gegen¬

beweise erbringen, so bin ich gern bereit, meine An¬

gaben zu korrigieren. Solange Sie das nicht tun,

steht fest, daß 25.000 tschechoslowakische und slo¬

wakische Arbeiter 11.000 österreichischen Arbeitern

gegenüberstehcn. (Eisenhut: Das sind vielleicht

Leute, die schon 20 Jahre da sind!)

Herr Kollege Eisenhut hat den bedauerlichen

Zustand, daß der österreichische Großgrundbesitz ganz

in die Hände von tschechoslowakischen und jüdischen

Großgrundbesitzern übergeführt wird, damit ent¬

schuldigt, daß er sagt, er sei selbst Mitglied der

Grundverkehrskommission, und er wisse nicht, wie

das eigentlich vorgehe. Er meint, cs geschehe dies

vielleicht in der zweiten Instanz. Wenn Kollege

Schneeberger Ihnen eine Liste von Übertragungen

vorgelegt hat und Herr Kollege Eisenhut gemeint

hat, das beziehe sich auf die Zeit vor dem Kriege,

das sei eine Sache, die 20 Jahre zurückliege, so

werde ich Ihnen eine Liste vorlegen, die sich nach

dem Kbiege abspielt. Sic können das nachprüfen.

Es ist bedauerlich, daß, wenn Sie diese Sachen in

der ersten Instanz ablehncn, ihnen in der zweiten

Instanz, wo ja doch auch Ihre Herren sitzen, zu-

gestimmt wird.

In der letzten Zeit wurden an die Gebrüder

Goldmann die Gutshöfe Käshof, Parndorf, Neudorf,

Neuhof und Pachfurth langjährig verpachtet, und

zwar in der Nachkriegszeit.

An den tschechoslowakischen Staatsbürger Falus

auch kein Antisemit, sondern ein Jud —

wurden in der letzten Zeit die Gutshöfc Seibersdorf,

Mittendorf und Unter-Waltersdorf verpachtet. Graf

Segur hat die Güter Zistersdorf, Eichhof und Drösing

in der letzten Zeit an die Juden Steiner — von

dem scheinen Sie doch zu wissen, Kollege Eisenhut,

das liegt in Ihrem Sprengel; überhaupt die Über¬

tragungen können Sie in der Grundverkehrs-

kvmmission nachschauen —, dann an die Staats¬

bürger nichtarischer Abstammung Mendl, Weißkopf,

Munk, Schachweincr, Grünbaum, Meier Isidor und

wieder Grünbaum usw. verpachtet. Diese Über¬

tragungen sind alle in der Grundverkehrskommissiou

eingetragen, und wenn Ihre geschätzten Kollegen

dort diesen Juden zu billigen Großgrundbesitzen

verhelfen, so ist das wahrscheinlich praktischer

Antisemitismus. (Lebhafte Zwischenrufe.)

Präsident: Ich bitte um Ruhe!

Pölzer (fortfahrend): Ich kann mir schon

erklären, daß diese tschechoslowakischen Großgrund¬

besitzer vielleicht mehr bieten als mancher Österreicher.

Tie Abfindungssummen, die der tschechische Staat

seinen Großgrundbesitzern gibt, sind ziemlich hoch.

Ob der tschechoslowakische Staat dort eine ganze

Menge Gründe ablöst aus Einsicht, um die Wirt¬

schaft zu heben, oder ob da nationale Gründe

maßgebend sind, das ist eine Sache, die ich nicht

zu untersuchen habe, aber eines weiß ich: daß der

tschechoslowakische Staat viele Gelder aufwcndet,

um seine Landwirtschaft zu heben, um es seinen

Leuten zu ermöglichen, sich im Ausland Grund und

Boden anzukaufcn und den österreichischen Grund¬

besitzer und den kleinen Bauer zu verdrängen. Aller¬

dings, die österreichische Regierung hat mit dem

Geld etwas anderes zu tun, und die österreichischen

Bauern, die auch eine Bauernbank haben, verwenden

das Geld nicht dazu, um einem Menschen zu helfen,

sich einen Acker zu kaufen — oder wenn sie ihm

schon eine Hypothek geben, so zu 30 Prozent —,

sondern sie geben das Geld lieber den jüdischen

Schiebern, den Abcrbachs, damit sie auf der Börse

mit dem Bauerngeld spekulieren. (Lebhafter Beifall.)

Das ist der Ünterschied zwischen der tschechischen

Regierung und unserer Regierung, zwischen den

tschechoslowakischen Organen und Ihrer Bauern¬

bank, die Hunderte von Milliarden den jüdischen

Spekulanten in den Rachen geworfen und den

Bauern Geld zu 35 und 40 Prozent geborgt hat.

(Lebhafter Beifall. — Zwischenrufe.) Das werden

wir selbstverständlich benutzen und den Leuten sagen.

(Eisenhut: Das hängt doch mit den Saison¬

arbeitern nicht zusammen!) In den Zusammen¬

hang, daß die Großgrundbesitzer Tschechiens hier

Gründe erwerben, paßt es ganz gut, daß Ihre Leute

für solche Zwecke kein Geld hergeben, sondern es

versp ielen. (Zwischenrufe.)

Daß die österreichischen Großgrundbesitzer und die

österreichischen Bauern lieber Slowaken aufnehmen
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zur Arbeit als österreichische Arbeiter, verstehen wir

sehr gut, wenn wir uns beispielsweise nur die Be¬

hausungen anschanen, in denen die Arbeiter wohnen:

die sind ja ärger als ein Stall, der Pscrdestall

eines Großgrundbesitzers ist viel schöner als die

Behausung der Arbeiter. (Zwischenrufe.) Es kommt

ja sehr häufig auch bei den kleinen Bauern vor,

daß der Knecht in einem Stall schlafen muß.

(Zwischenrufe.) Das macht Ihnen natürlich nichts,

daß die Leute im Stall schlafen. Aber daß der

niederösterreichischc Arbeiter sich sehnt, auch anständig

wie ein Mensch zu wohnen, ist doch selbstverständlich.

In den nicderösterreichischen Großgrnndbesitzungen

finden wir Wohnräume, wo 72 bis 90 Personen

in einem Raume wohnen. Wir finden hier Zustände,

wo 20jährige Burschen mit 18jährigen Mädchen in

einer Behausung sind — wahrscheinlich zur Hebung

der Moral! (Eisenhut: Sie generalisieren!) Schauen

Sie, Herr Kollege, gerade in Jhrcni Wahlkreis sind

Besitzungen, wo 70 bis 80 Personen in einem

Wohnraum wohnen. Sic wissen es ja ganz gut, und

es ist traurig, daß Sic als deutscher Bauer diese

jüdischen Großgrundbesitzer verteidigen und die christ¬

lichen Landarbeiter diesen Großgrundbesitzern ans¬

liefern, diesem Gesindel, das die Menschen so

erbärmlich ausbentct. (Lebhafter Beifall und Hände¬

ldatschen. — Zwischenrufe.) Wir werden nicht

ruhen in diesem Hanse, bis die Schande des Jn-

wohnerwesens und ihrer Arbeitsvcrhältnisse, die

Schande, wie die slowakischen Landarbeiter draußen

wohnen, beseitigt ist. Wenn Sie Menschen von

Gefühl sind, können Sie unsere Bestrebungen nur

unterstützen. Diese Verhältnisse sind wirklich eine

Schande, und es ist traurig, wenn Sie sich als

Vertreter der Bauern nicht mehr darum kümmern.

Wenn Sie sich diese elenden Behausungen anschen,

müssen Sie dasselbe Urteil darüber fällen, das wir

von dieser Stelle ans schon hundertmal gefällt haben.

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Präsident: Der Herr Abg. Pölzer hat im Ver¬

laufe seiner Rede einen nnparlamentarischen Aus¬

druck, das Wort „Gesindel", gebraucht. Ich muß

diesen Ausdruck zurückweisen.

Die Debatte über die dringliche Anfrage ist hiemit

abgeschlossen.

Die Regierungsvorlagen B. 639 und 611 werden

dem Finanz- und Budgctausschuß, B. 640 dem

Ausschuß für Handel und Gewerbe, Industrie und

Bauten zugcwiesen.

An Stelle Dr. Seipels, Dr. Kienböcks und

Dr. Dinghofcrs als Mitglieder des Preßgesetz-

ansschusses werden Dr. Schöpfer, Dr. Ramek und

Dr. Waber, an Stelle Dr. Schöpfers als Ersatz¬

mitglied dieses Ausschusses Kunschak, an Stelle

Dr. Kienböcks als Mitglied des Mietengesetzaus¬

schusses Kollniann, an Stelle Schmitz' und

Dr. Kienböcks als Mitglieder des Jnstizaus-

schusses Dr. Odehnal und Dr. Ramek, pur Stelle

Dr. Odehnals und Dr. Dinghofers als Ersatz¬

männer dieses Ausschusses Klieber und Dr. Waber,

an Stelle Oclzelts, Streeruwitz' und Schmitz'

als Mitglieder des Ausschusses für soziale Ver¬

waltung Heitzinger, Dr. Franz Hofer und Schön-

stciner, an Stelle Heitzingers und Scharfeggers

als Ersatzmänner dieses Ausschusses Brinnich und

Streeruwitz, an Stelle Dr. Gürtlers als Mit¬

glied des Finanz- und Budgetausschusses Kollniann,

an Stelle Dr. Waiß' als Ersatzmann dieses Aus¬

schusses Dr. Gürtler, an Stelle Dr. Gürtlers,

Schmitz' und Dr. Dinghofers als Mitglieder

des Verfassnngsausschusses Paulitsch, Dr. Ramek

und Dr. Waber, an Stelle Paulitsch' und

Grub er s als Ersatzmänner dieses Ausschusses

Dr. Gürtler und Klieber, an Stelle Dr. Gürtlers

als Mitglied des Unvereinbarkeitsausschusses

Paulitsch, an Stelle Paulitsch' als Ersatzmann

dieses Ausschusses Dr. Gürtler, an Stelle

Dr. Gürtlers als Mitglied des Zollansschusses

Paulitsch, an Stelle Paulitsch' als Ersatzmann

dieses Ausschusses Dr. Gürtler, an Stelle

Dr. Gürtlers als Mitglied des Rechnungshof¬

ausschusses Pirchegger, an Stelle Pircheggers

als Ersatzmann dieses Ausschusses Dr. Gürtler,

an Stelle Dr. Gürtlers als Mitglied des Central-

bankausschnsses Heinl und an Stelle Grubers als

Ersatzmann des Ausschusses für Verkehrswesen

Klieber gewählt.

Nächste Sitzung: Donnerstag, den 28. Ok¬

tober, 1 Uhr nachm. T. O.:

1. Wahl eines Mitgliedes des Berfassnngsgerichts-

hofes.

2. Bericht des Ausschusses für soziale Verwaltung

über die Regierungsvorlage (V. 535): Bundesgesetz,

betr. die Sozialversicherung der Notare und Nota-

riatskanditaten (B. 627).

Eventuell:

3. Bericht des Finanz- und Bndgetausschusscs

über die Regierungsvorlage (B. 641), betr. ein

Bnndesgesetz über eine Abänderung von Be¬

stimmungen des Centralbankgesetzes (II. Ccntral-

banknovelle).

Schluß der Sitzung: 5 Uhr nachm.

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei i» Wien. s?is s«
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